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Liebe Freunde und Neubürger des Abendlandes,

Regierungsversagen und weltweiter Staatsterror 
bestimmen mehr denn je das Bild der Lage. Chro-
nisch plagt uns jedoch schon seit Jahrzehnten die 
(schein-) wissenschaftlich zurechtmodellierte Kli-
mahysterie und ein von vornherein völlig pseudo-
wissenschaftlicher Genderismus. Und nicht erst seit 
2010 oder 2015 hat die haltlose Rettungspolitik für 
die Kunstwährung „Euro“ auf der einen, und Wirt-
schafts- und Sozialmigranten auf der anderen Seite 
mehr Probleme geschaffen als gelöst.
 
Hochakut kam im vergangenen Jahr noch „Corona/
COVID 19“ hinzu, als definitive, universelle Un-
sinns-Politik-Begründung für allerlei untaugliche 
Regierungs- und Finanzierungsmaßnahmen. Ein 
Quasi-Grippevirus, dessen Quasi-Bekämpfung frei-
heits- und einkommensvernichtende Maßnahmen, 
Staatsinterventionen, Transfer- und weitere Finanz-
tricks begründen half, die man nicht einmal in den 
beiden Weltkriegen getätigt hat. 

Immerhin lesen wir vom Museum für Naturkunde 
in Berlin zum rein wissenschaftlich betrachteten Vi-
rusproblem: „Viren: Winzig und seit Urzeiten auf 
der Erde. Viren gibt es in unvorstellbarer Anzahl - 
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sie sind zehnmal häufiger als Bakterien.“
Ein Quasi-Grippevirus wird als Universal-Begrün-
dung für eine sogenannte „Politik“ hergenom-
men, die ohne echte Not und Positiv-Effekt in die 
bürgerliche, in die Berufs- und Gewerbefreiheit 
eingreift, wie es sich nicht einmal die Diktaturen 
der Vergangenheit getraut haben. Eine von künst-
lichen Krisenprofiteuren zu angstgetriebenen Be-
fehlsempfängern degenerierte Bevölkerungsmehr-
heit nickt derweil auch den größten Unsinn ab, 
beklatscht ihn, ist zum schlafwandelnden „Stock-
holm-Syndrom“ geworden. Ja, ich will doch auch, 
was meine Geiselnehmer, Unterdrücker und Aus-
beuter wollen. Nein, ich werde nicht wirklich ver-
gewaltigt, ich will es doch auch. So lautet doch in 
etwa der innere Monolog der ansonsten so Sprach-, 
Hilf- und Urteilslosen.

Diese sich dynamisch fortsetzende Wirtschafts- 
und Kulturzerstörung muß nicht nur beendet wer-
den. Auch die schon vor „Corona“ schleichend 
akzeptierten und rein ideologisch begründeten 
Übergriffe des Staates, Gesetzgebers, Verfassungs- 
und Vertragsbrechers müssen zurückgedreht wer-
den. Schuldige müssen benannt, abgewählt, aus 
ihren Machtpositionen entfernt werden. Die so pa-
radoxe und weltweit hausgemachte Krise hat aber 



4

auch das Potential, seinen Verursachern das Ge-
nick zu brechen. Wo Mitmenschlichkeit und ohne 
übertriebene Selbst- und Fremdgefährdungen an-
gebotene Lebenserleichterungen und Grundbe-
dürfnisbefriedigungen nur noch im Bereich der 
Grauzonen oder ohne Not kriminalisiert angebo-
ten werden können, dort fangen vielleicht immer 
mehr Leute an, sich auch darauf einzustellen und 
umzuorientieren. Es könnte im so in die Verbots-
übertretung getriebenen Publikum eine Wider-
standspraxis und -kultur aufkeimen, die in alle 
Bereiche ausgreift. Die Emanzipation der Bürger 
und Unternehmer vom überkandidelten Staat als 
Zeitgeist-Einpeitscher ist nach allen historischen 
Erfahrungen in West und Ost, in Nord und Süd 
überfällig geworden. Es lebe der Widerstand der 
Vernunft und Humanität gegen seine Gegenteile!

Und was die Wirtschaft angeht: Es ist eine Mittel-
stands- und Kleinstunternehmer-Offensive gerade 
in Deutschland fällig. Insbesondere im Bereich per-
sönlicher Dienstleistungen: Gastronomie, Hotelle-
rie, Gesundheit, Pflege, Kunst und Unterhaltung. 
Aber insbesondere die Groß- und Schlüsselindus-
trien tragen den jahrzehntelangen Regierungsun-
sinn schon viel zu lange mit. Sie sponsern ihn mit 
direkten wie indirekten Parteispenden, mit me-

dial breitgetretenem „Goodwill“ auch beim größten 
Regierungs- und Zeitgeist-Blödsinn. Sie fördern eine 
sogenannte Klimapolitik, die die Umwelt und Ener-
gieversorgung kaputtmacht, eine Bildungspolitik, die 
die Bildung kaputtmacht, eine Kulturpolitik, die die 
Kultur kaputtmacht; schließlich eine Wirtschaftspoli-
tik, die die Wirtschaft kaputtmacht. Sie sponsern all 
die Sonderlobby-Interessenträger der Politik, deren 
zerstörerischer Unsinn eher als zielgerichtete Zerstö-
rung interpretiert werden muss. Wo, außer in Knall-
effekten und Totenzahlen, ist eigentlich der genaue 
qualitative Unterschied im Domino-Spiel-Handeln 
all der Fehlentscheidungs-Staaten von — oder besser: 
seit „1914/18“ und dem heutigen, angeblich so zivilis-
tischen Treiben? Immer wieder wird dem Bürger von 
den Regierenden und Manipulierenden letztlich Un-
mögliches und überaus Unnötiges aufgedrückt oder 
abgepreßt. Und immer wieder mit den gleichen Tricks 
von letztlich haltlos spekulativen, utopischen Heils- 
und Siegesversprechen gegen wen oder was auch im-
mer.

All das jahrzehntelange Zerreden auch der klarsten 
Werte und vitalster Traditionen, das scharlatan-wis-
senschaftlich begründete Untergraben elementarster 
Tatsachen und Institutionen war nur das Vorspiel. 
Schleichend erfolgte danach die Übernahme der rea-
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len Macht in der realen, materiellen Welt. Wir haben 
es heute mit tief eingegrabener Anti-Aufklärung und 
medialer Panik-Bewirtschaftung als Hauptinstrumen-
ten der politischen Macht zu tun. In einem Ausmaß, 
von dem so manche Diktatur der Vergangenheit nur 
träumen konnte. Und der Unterschied zwischen heu-
tigen sogenannten Demokratien und Diktaturen wird 
täglich mehr verwischt und nivelliert. Wir erleben 
weltweit nicht nur mit dem „Digitalisierungsschub“ 
eine reale Konvergenz der Praktiken jeglicher Staats-
führungen. Die System-Konvergenztheoretiker des 
„Kalten Krieges“ (der Staats- und Marktwirtschaften 
gegeneinander) lassen grüßen. Immer mehr hat dabei 
mit staatlicher Plan- und immer weniger noch mit Pri-
vatwirtschaft zu tun. Das Klimathema ist von den ent-
sprechenden Interessengruppen genauso passend zu-
rechterfunden oder gekapert worden, wie irrwitzige 
Theoreme von Menschen- oder Minderheitenrechten 
und der ganze Rest, „Corona“ eingeschlossen! 

Wie gesagt: Es reicht nicht mehr, diesen Negativtrend 
auf allen Ebenen nur anzuhalten, er muß umgekehrt 
werden. Das gesellschaftlich entwertete Alter ist ge-
nauso wie die überkandidelte pseudo-nivellierte Mit-
telstandsjugend wieder den Realitäten des Daseins, 
der Arbeitswelt und der wirklich aufgeklärten, harten 
Auseinandersetzung mit echten, statt eingebildeten 

Problemen sowie einer vernünftigen Priorisierung 
der Dinge (im Leben, von Geschlecht, Volk und 
Staat) zuzuführen. 

Fangen wir endlich damit an! Und wenn wir in 
der „Alternative für Deutschland“ in diesen fast 
12 Lockdown-Monaten, samt oft nichtmal halb-
herzigem Re-opening, bisher nur eine Bestätigung 
unserer Regierungsparteien-Politik-Kritik erfuh-
ren, so wachten und wachen viele unpolitische 
Bürger dadurch doch erstmals auf. In ihrer Betrof-
fenheit durch die Übergriffe und erratischen Ent-
scheidungen der Politik in ihrem jeweils eigenen 
Erwerbs-, Privat- und Kulturleben bildet sich ein 
strömungsübergreifender Widerstand. Jetzt wer-
den viele so diskriminiert, abgestempelt, medien-
propagandistisch und (schein)juristisch regelrecht 
kaputt-geframed wie vorher nur wenige! All das 
könnte sie einigen und die kritische Masse größer 
denn je machen! Und genau so sei es: Ein erfolgrei-
ches Großkampf-Jahr 2021 wünsche ich allen, die 
auf der Seite von und für größtmögliche Freiheit 
und Vernunft sind!
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Geehrter Präsident! Kollegen und Zuschauer! 

Die Kanzlerin optimiert hier mit quasi veruntreu-
tem Steuergeld die Steigerung der EU-Fiskalaus-
beutung inländischer Sparer und Steuerzahler. 
(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh! Jesus! Maria!) Am Ende stehen Reform-
verweigerung, erlernte Hilflosigkeit und immer 
dreisteres Forderungsgebaren der Wohltatsadres-
saten. Mit der Fremdfinanzierung nationaler So-
zialpolitik in dem unsäglichen SURE-Vorhaben, 
dem ominösen Recovery Fund oder von der Leyens 
750-Milliarden-Pseudoprogramm runden Sie die 
ganze schlechteuropäische Antisubsidiaritätsorgie 
ab. (Beifall bei der AfD – Jan Korte [DIE LINKE]: Ei, 
ei, ei!) Mit herbeigeredeter Not wird sich nach rein 
französischem Oktroi und seinen Nutznießern ge-
richtet. Mit systemwidrigen Nichtleistungsanreizen 
für anderer Leute Regierung, Staatshaushalt und 
Wirtschaft wird hierbei selbst der Keynesianismus 
ad absurdum geführt. Großteils verschenktes Geld 
für andere Staaten als Kaufprämie für renditelose 

Aus dem Plenum

Konsuminvestitionen – wofür? Und das, während 
hierzulande nicht nur die Infrastruktur verrottet. 
Ich gratuliere! 

Mit Panik und Hysteriestrategie haben Sie das Land 
nacheinander getrieben vom Euro-Politikwahn, der 
die Finanzen ruiniert, in den Klimapolitikwahn, der 
die Umwelt schädigt, in den Coronapolitikwahn, 

Rede vom 18. Juni 2020: Regierungserklärung 
zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft
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der auf die Wirtschaft wirkt wie eine Neutronen-
bombe. (Beifall bei der AfD – Michael Grosse-Brö-
mer [CDU/CSU]: Das ist ja Wahnsinn! – Jan Korte 
[DIE LINKE]: Mit dem Wahn kennen Sie sich ja aus! 
Sehr gut sogar! Keiner besser!) Kein neuer Spuk hat 
je den alten aufgelöst, wie manche hoffen. Nein, 
drei apokalyptische Reiter sitzen uns zugleich im 
Nacken, und der vierte ist auch schon eingetroffen: 
eine völlig überkandidelte Antidiskriminierungs-
politik, die die Bevölkerungsmehrheit diskriminiert 
und Polizei und Justiz genauso durchdysfunktio-
nalisiert, wie es beim Militär schon gelungen ist. 
(Beifall bei der AfD) Dabei geht Nachbarschaftshil-
fe auch international über Sachleistungen und der-
gleichen. Corona ist genau nicht das Erdbeben von 
Haiti, als das es verkauft wird. 

Das letzte sinnvolle Krisenmanagement Brüssels 
liegt 50 Jahre zurück: die strategische Ölreserve, die 
ganz unspektakulär für genau 90 Tage den Öl- und 
Treibstoffbedarf abdeckt – Punkt. Genau das – und 
nur das sollte man machen – kann man auch ganz 
unspektakulär für Medizingeräte, Arzneibedarf etc. 
vorsehen. Aber beispielsweise der herbeigeredete 
Bedarf an Atemgeräten hat sich inzwischen offenbar 
in Luft aufgelöst und oft genug auch noch als töd-

liche Fehlbehandlung herausgestellt. Die mit heißer 
Nadel gestrickten monetären Hilfs-, Not- und Kri-
senprogramme dürften sich als betrügerische Haus-
türgeschäfte erweisen. (Beifall bei der AfD) Fällig 
wäre vielmehr eine nachhaltige, ganzheitliche, all-
umfassende deutsche Nichtzuständigkeitserklä-
rung für derlei fremdbestimmte Anliegen. Just say 
no. 

Ein letztes Wort. Herr Brinkhaus, Sie hatten so schön 
die Friedensdividende usw. erwähnt. Ich darf dar-
auf aufmerksam machen: Der wunderbare Finanz-
historiker – Oxford usw. – Niall Ferguson hat 2011 
festgestellt, dass die damaligen Finanzrettungs-
übungen der EU den Kosten eines Weltkriegs ent-
sprachen. Das war 2011. (Ralph Brinkhaus [CDU/
CSU]: Wenn Sie die Menschen rausrechnen! Geld ist 
Ihnen wichtiger als Leben!) Deswegen hat die EU 
in 2012 völlig zu Recht den Friedensnobelpreis be-
kommen. Denn sie hat bewiesen, dass man im tiefs-
ten Frieden einen Schaden auf Weltkriegsniveau 
anrichten kann. Ich danke. (Beifall bei der AfD – 
Ralph Brinkhaus [CDU/ CSU]: Unglaublich! – Mar-
tin Schulz [SPD]: Ich dachte, Zirkusveranstaltungen 
gibt es nur anderswo! So ein Clown!)
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Herr Präsident! Kollegen! Liebe Zuschauer! 

Die eigentliche Frage der Aktuellen Stunde müsste 
lauten: Was verbirgt sich hinter den EU-Machen-
schaften, die sich als ewige Erfolgsmeldungen tar-
nen? Vor einem EU-Gipfel gibt es einen Berg un-
lösbarer Probleme, die sich schließlich nach harten, 
zähen und langen Verhandlungen glücklicherwei-
se in einem Kompromiss auflösen, bei dem es nur 
Gewinner gibt. Das ist zumindest der Eindruck, 
der regelmäßig erweckt wird. In Wirklichkeit hat 
sich aber auch nach einem Gipfel nichts geändert: 
Deutschland zahlt, lässt sich die Agenda von Frank-
reich diktieren und lässt die Tage der Ratspräsi-
dentschaft ungenutzt verstreichen. Es ist sicher kein 
Zufall, dass die Bundesregierung das sogenannte 
Möbiusband zum Symbol ihrer Ratspräsidentschaft 
erhoben hat. Es symbolisiert die ewige Wiederkehr 
des Gleichen, das ewige Um-sich-selbst-Kreisen, das 
dem darin Gefangenen einen Moment nach dem an-
deren vorgaukelt, dass sich etwas bewegt hat. Am 
Ende aber steht man da, wo man angefangen hat. 

Vom Willen, den Brüsseler Schlendrian zu been-
den, ist nichts zu spüren. Vielmehr geschieht hier 
ständig eine politische Geschäftsführung nach der 
anderen ohne deutschen Wählerauftrag, (Beifall bei 
der AfD) eine politische Geschäftsführung im unrei-
nen Interesse etwa der Klima- und Coronalobbyis-
ten des In- und Auslands. Die EU hat sich spätestens 
mit der Coronahysterie und Wahnprogrammatik 
ihrer letzten Existenzberechtigung beraubt. (Gun-
ther Krichbaum [CDU/CSU]: Also, in dem ständi-
gen Wahn leben Sie!) Das auf Wettbewerb gestützte 
Wirtschaftsprojekt EU wurde zu Grabe getragen. 
Man hat ein Antisubsidiaritätsmonster geschaffen, 
das vor allem Umverteilung, Fehlinvestitionen und 
Gratiskonsum garantiert. Darauf wären selbst Marx 
und Keynes nie gekommen. Die letzten Hemmun-
gen sind in diesem Jahr gefallen, Anno Domini 2020, 
als hätte nicht schon die gleich in den 90ern einge-
leitete Gipfelei von Rio, Kyoto, Paris, Bologna usw. 
genug Schaden angerichtet, der dann in Brüssel 
und Berlin optimiert wird, nämlich umweltschäd-
liche Umweltpolitik, wohlstandsvernichtende Wirt-
schafts- und Energiepolitik sowie bildungsfeindli-
che Bildungspolitik, (Beifall bei der AfD) als wäre 
nicht die Dauerrettung des Euro und all die Umver-
teilung via Euro mit immer neuen Vertragsbrüchen 

Rede vom 9. Oktober 2020: Aktuelle Stunde zur 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft 

Aus dem Plenum
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seit Mai 2010 schon genug wohlstandsvernichtende 
Finanz- und Währungspolitik als faule Grundlage 
immer faulerer Kompromisse. 

Doch es waren und sind naturgemäß die National-
staaten oder regionale Subeinheiten, die sich etwa 
des Gesundheitsschutzes und Katastrophenma-
nagements anzunehmen haben und die dabei re-
üssieren oder eben nicht. Der EU-Zentralismus und 
all die WHO-Internationalisierung haben ihre Un-
zuverlässigkeit und nackten Eigeninteressen unter 
Beweis und ins Schaufenster gestellt. In ungeahnter 
Dreistigkeit verlangen klare Versager- und Betrü-
geradressen immer mehr Geld vom Publikum, mehr 
als je zuvor. Die Politiker der Nettozahler bedienen 
die Interessen der Kostgänger. Mit kommunisti-
scher Rhetorik allgegenwärtiger Solidarität wird 
jede Eigenverantwortung beiseite gewischt. (Beifall 
bei der AfD) Die Verunklarung dieser elementaren 
Zusammenhänge durch immer nebulöseren Multi-
lateralismus ist ein uralter Trick. Er begann mit dem 
Kernversagen von Versailles und Völkerbund, setzt 
sich fort mit UNO- und EU-topia. 

„Für wen das Ganze?“, fragt man sich. (Dr. Diether 
Dehm [DIE LINKE]: Kommunisten!) Nun, „Schrott-

staaten plus Deutschland“ lautet da die Formel, über 
die funktionierende Normalstaaten nur schmun-
zeln können. Ob sie nun groß oder klein sind, durch 
Pseudointernationalismus wird alle echte Staatsrä-
son pervertiert. Staatsräson hat aber bei schon natio-
nal unbedingt notwendiger Subsidiarität sich zuerst 
und zuletzt um die jeweilige Sicherheit und Wohl-
fahrt der eigenen Staatsbürger, des eigenen Staats-
volkes im jeweiligen Einzel- oder eben Mitgliedstaat 
zu kümmern und sich darauf zu beziehen. (Beifall 
bei der AfD) Gerade die vielbeschworene gemein-
same Politik, gar Außenpolitik, findet nicht wirklich 
statt. Die völlig irreführende Asylpolitik hat weder 
viel mit echten Asylfällen noch Außen- oder Ent-
wicklungspolitik zu tun, mit weltumspannendem 
bedachtem Humanismus für Fremde und eigene 
Leute auch nicht, eher schon mit völlig unfähiger 
Sozial- und Innenpolitik. 

In solch einer Situation können EU-Gipfel nur einem 
Ziel dienen: Diesen für Deutschland völlig haltlosen 
Zustand im Kompromissbrei zu konservieren. Ich 
bezweifle, dass uns die angemahnte Transparenz 
aus der Dauerschleife von Scheinkompromissen zu-
lasten Deutschlands herausführt, solange nicht ein 
ernsthafter politischer Wille da ist, aus dieser für 
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uns existenzbedrohenden Spirale auszubrechen. 
Das pseudointernationalistische „Konferenz- und 
Vertragstheater“, wie es Helmut Schmidt einmal 
nannte, ist ansonsten vor allem ein Medienspektakel 
und ein Relikt der Vergangenheit, das es zu been-
den gilt, (Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Ein Re-
likt der Vergangenheit sind höchstens Sie, und zwar 
von vor 1945!) wenn Außenpolitik wieder mehr sein 
soll als ein Wasserkopf in Brüssel. Weg mit den alten 
Zöpfen! (Beifall bei der AfD – Dr. Wolfgang Streng-
mann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was für 
eine langweilige Rede!)

Aus dem Plenum

Am 9. Oktober 2020 erklärte Bundestagsvizeprä-
sident Wolfgang Kubicki (FDP): „Bevor ich den 
nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, muss ich 
zurückkommen auf einen Vorfall von gestern an-
lässlich der Debatte über Fachkräfteeinwanderung 
zu TOP 10. Der Kollege Dr. Matthias Zimmer hat 
mit einem Schreiben an den Präsidenten des Deut-
schen Bundestages gerügt, dass ich selbst als sit-
zungsleitender Präsident einen Zwischenruf der 
AfD-Fraktion nicht gerügt habe. Ich habe diesen 
Zwischenruf nicht wahrgenommen. Ich habe mir 
in der Zwischenzeit das Protokoll kommen lassen. 
Der Zwischenruf des Kollegen Dr. Harald Wey-
el von der AfD-Fraktion lautete: „Sie sind hier der 
Hetzer vom Dienst!“ Gemäß § 119 Absatz 2 unserer 
Geschäftsordnung kann der sitzungsleitende Präsi-
dent einen Zwischenruf, wenn er ihn nicht wahrge-
nommen hat, in der nächsten Sitzung rügen. Das ist 
heute. Ich erteile dem Kollegen Dr. Harald Weyel 
für diesen Zwischenruf einen Ordnungsruf.“

Die Geschäftsordnung des Bundestages lässt das zu. 
Sie fordert für einen Ordnungsruf die Verletzung 
der Ordnung oder der Würde des Bundestages (§ 36 
Absatz 1). Was war geschehen? Am Tag zuvor hatte 
Dr. Matthias Zimmer (CDU/CSU) seine Rede zum 

Ordnungsruf ohne Schiedsrichter
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Antrag der AfD-Fraktion „Inländische Arbeitskräfte 
zuerst – Falsche Weichenstellungen des Fachkräfte-
einwanderungsgesetzes rückgängig machen“ mit 
Worten beendet, die die AfD für die desolate Politik 
der Bundesregierung verantwortlich machten (was 
man m.E. als „unsachliche, gehässige, verleumde-
rische und verunglimpfende Äußerungen“, mithin 
„Hetze“, bezeichnen kann):

„Viele dieser Spezialisten kommen aus asiatischen 
Ländern, und sie sehen doch mit Sorge, wie sich 
durch das Treiben der AfD die Stimmung aufheizt, 
wie ausländerfeindliche Parolen ihre klammheim-
liche Unterstützung finden. Und sie überlegen sich 
vielleicht zweimal, ob sie in einem Land arbeiten 
wollen, in dem eine krawallorientierte Minderheit 
mit parlamentarischer Vertretung Menschen nach 
ihrer Herkunft beurteilt und nicht nach der gemein-
samen Zukunft, die man gestalten will. (Dr. Harald 
Weyel [AfD]: Was für ein Hetzer!) Sie überlegen sich, 
ob sie ihre Familien in ein Land bringen wollen, in 
dem eine lautstarke Minderheit ihnen sagt: „Ihr seid 
nicht willkommen“, in ein Land, in dem Übergriffe 
gegen fremd anmutende Menschen zur Tagesord-
nung gehören. Ich sage deshalb: Schlimmer als der 
Fachkräftemangel ist das Klima der Ausländerfeind-

lichkeit, (Sebastian Münzenmaier [AfD]: Ehrlich?) 
das durch die rechte Seite des Hauses geschürt 
wird. Sie sind es, die der deutschen Wirtschaft 
schaden. (Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und 
der LINKEN sowie bei Abgeordneten der FDP 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) Sie sind 
es auch, die den internationalen Chancen unse-
rer Wirtschaft Schaden zufügen. Sie sind derzeit 
aus meiner Sicht das größte Investitionshemmnis 
in Deutschland. (Lachen bei der AfD) Deswegen, 
meine Damen und Herren, gehört für mich zu ei-
nem wirtschaftlichen Aufschwung eine eindeutige 
Absage an rechtes und ausländerfeindliches Ge-
dankengut, (Dr. Harald Weyel [AfD]: Und linkes!) 
eine Absage an die gewaltbereiten Schlägertrup-
pen und ihre parlamentarischen Handlanger und 
vor allen Dingen eins: Hinaus aus dem Parlament 
mit dieser Truppe! (Beifall bei der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP, der LINKEN und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN – Lachen des Abg. Dr. Alexander 
Gauland [AfD] – Dr. Harald Weyel [AfD]: Sie sind 
hier der Hetzer vom Dienst! – Dr. Alexander Gau-
land [AfD]: Und so was sollen wir „liebe Kollegen“ 
nennen!)
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Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Liebes Publikum! 

Seit Monaten sehen wir von der Regierungsbank 
den erhobenen Zeigefinger und hören die mahnen-
den Worte, die uns zur Vernunft bringen sollen. 
Dann legen Sie hier einen Haushalt vor, der nichts, 
nicht das Geringste mit Vernunft und Disziplin zu 
tun hat. Im Gegenteil: Dieser Haushalt ist ein Pro-
dukt einer durch die Regierung ausgelösten Mas-
senpsychose, der sie nunmehr selbst zum Opfer ge-
fallen ist. (Beifall bei der AfD – Thomas Jurk [SPD]: 
Was? Blödsinn!) Der Haushalt ist eine Operation 
am offenen Herzen der sozialen Marktwirtschaft, 
(Ulli Nissen [SPD]: Sie sollten sich schämen! Wir ha-
ben 600 Tote!) der Grundlage unseres Wohlstands. 
Aber er ist noch weit mehr: Er ist ein Experiment am 
Menschen, ein Experiment, dessen Notwendigkeit 
mit ebenso irreführenden wie irrelevanten Coronas-
tatistiken begründet wird. (Zuruf vom BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN: Widerlich!) 

Die Blaupause der irrationalen Herangehensweise 
an nahezu jedwedes Thema liefert hierbei die Kli-
masonderschule. Hier versteigt man sich in wissen-

schaftlich unbegründbare Kapriolen einer Umwelt-, 
Energie- und Verkehrspolitik, die Wirtschaft und 
Verkehr zunehmend zum Erliegen bringt und oben-
drein noch Landwirtschaft, Landschaft und Umwelt 
ruiniert. Warum können Sie seelenruhig einen sol-
chen Haushalt einbringen und müssen außer dieser 
Debatte kaum Kritik fürchten? Weil die Massen-
hysterie alle Jahre wieder durchexerziert wird (Ulli 
Nissen [SPD]: Was ist mit den 600 Toten?) und mit 
dem diesjährigen Neutronenbombenthema Corona 
nur auf neue Spitzen getrieben wird. Die Angst wird 
durch geradezu irre Fallzahlkonstruktionen jenseits 
relevanter Hospitalisierungs- und Sterblichkeitsra-
ten erzeugt, die in einer 24-Stunden-Bepeitschung 
durch Staatsmedien und gekaufte Privatmedien in 
die Köpfe der Wähler eingehämmert werden. (Bei-
fall bei der AfD – Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gehen Sie mal in ein Krankenhaus! – 
Ulli Nissen [SPD]: Glauben Sie selbst, was Sie hier 
sagen?) 

Die Brechung des freien Volkswillens durch Infor-
mationsunterdrückung und mittelalterliche End-
zeitszenarios erleichtert aber auch ungemein die 
Ausrufung eines neuen Staatsziels, nämlich die 
Massenimpfungen nach Lobbygusto. Angesichts 
des vermeintlich drohenden Weltuntergangs mag 

Rede vom 11. Dezember 2020: Haushaltsdebatte

Aus dem Plenum



13

fänger, die Berufseuropäer der Altparteien ganz EU-
Europas seit Jahrzehnten daraus ihren schäbigen 
Profit, notfalls auch auf Kosten der eigenen Leute. 
(Beifall bei der AfD) Wenn erst die letzten deutschen 
Autos in China und sonst wo gebaut werden, wird 
man hierzulande feststellen, dass man allein von 
Klimazertifikaten nicht leben kann. Möge all dies 
den Betreibern von Deindustrialisierung, Steuer-
geldexport und pseudointernationalisierter Moral-
hysteriepolitik gerade noch rechtzeitig nicht auf die 
Füße, sondern auf die bürokratischen Wasserköpfe 
fallen. (Beifall bei der AfD) Nur mit der Alternative 
für Deutschland kann ein Neustart für Deutschland 
gelingen. Der Haushalt zeigt, wie sehr der nottut. 
(Mechthild Rawert [SPD]: Ekelhaft! – Ulli Nissen 
[SPD]: Sie sollten sich schämen! – Anke Domscheit-
Berg [DIE LINKE]: Mir ist schlecht!) Danke schön. 

(Beifall bei der AfD – Der Redner verlässt das Red-
nerpult ohne Mund-Nase-Bedeckung – Dr. Tobias 
Lindner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Maske! – 
Ulli Nissen [SPD]: Maske! – Gegenruf des Abg. Otto 
Fricke [FDP]: Jetzt lasst ihn doch mal! Das passiert 
doch hier jedem mal! – Weiterer Gegenruf der Abg. 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Herr Scholz setzt sie doch 
auch nie auf!)

nämlich keiner mehr über die Kosten reden, die 
diesen Untergang angeblich abwenden. (Carsten 
Schneider [Erfurt] [SPD]: Wie viele Infizierte hat 
denn die AfD-Fraktion? Wissen Sie das? Wie viele 
Ihrer Kollegen sind infiziert? – Zuruf der Abg. Dr. 
Kirsten Tackmann [DIE LINKE]) 

In EU-topia steigen die Grundkosten von derzeit 
über 32 Milliarden Euro schon im nächsten Jahr auf 
fast 43 Milliarden Euro. Diese Summe, so wird sug-
geriert, sei eine Art Versicherung. Nun: Wenn EU-
Europa eine Versicherung ist, dann eine schlechte, 
die keinen wirklichen Leistungsfall kennt, sondern 
nur Vertragsbruch und unverschämte Prämiener-
höhungen ohne vernünftiges Preis-Leistungs-Ver-
hältnis. (Beifall bei der AfD) Und wenn es ein Si-
cherheitskaufhaus ist, dann eines, was noch nie das 
geliefert hat, was man bestellte. Was man bekommt, 
sind wertlose Gutscheine und Empfehlungen für 
Produkte, die nur in der Fantasie existieren. Wer 
lang genug dabei ist und als Beobachter eine Lern-
kurve hat, der müsste den Schwindel doch längst 
durchschaut haben. (Dr. Kirsten Tackmann [DIE 
LINKE]: Was wissen Sie schon von Lernkurven!) 

Aber wie bei allen schlechten Produkten erzeugen 
gerade die eiskalten Nepper, Schlepper und Bauern-
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Wermelskirchen

Altenheimbetreiber “carpe diem“ grenzt farbigen Bun-
destagsabgeordneten aus

Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes regelt: „Nie-
mand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Ab-
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner re-
ligiösen oder politischen Anschauungen benachtei-
ligt oder bevorzugt werden.“
Die Firma “carpe diem“ betreibt sogenannte Seni-
oren-Parks und nimmt es mit dem Grundgesetz 
nicht so genau. Aktuell diskriminiert sie den far-
bigen Bundestagsabgeordneten Dr. Harald Weyel 
und sagte eine geplante Eröffnungsveranstaltung in 
Wermelskirchen kurzfristig ab.

Der Sohn eines schwarzen amerikanischen GIs und 
einer deutschen Mutter, hatte sich zuvor für das Al-
tenheim eingesetzt. Dank seiner Initiative gastiert 
der Deutsche Bundestag mit einer Wanderausstel-
lung in der Zeit vom 12. bis 16. Oktober 2020 im 
Senioren-Park Wermelskirchen. Die seltene Aus-
stellung ist ein besonderes Dialogangebot des Bun-

destags an die Bürger. Sie vermittelt auf mehr als 
zwanzig Schautafeln und interaktiven Exponaten 
die Aufgaben und Arbeitsweise des Parlaments 
und seiner Mitglieder.

Weyel freut sich für die Heimbewohner: „Wegen 
Corona sind die Freizeitmöglichkeiten für ältere 
Menschen eingeschränkt. Viele Senioren befürch-
ten Ansteckungen und gehen kaum vor die Türe. 
Ich habe den Bewohnern eine interessante und ab-
wechslungsreiche Ausstellung beschafft. Dass die 
Heimleitung jetzt plötzlich nichts mehr mit mir zu 
tun haben möchte und die geplante Eröffnungsver-
anstaltung absagt, ist unanständig und enttäuscht 
mich.“

Grund für die Absage der offiziellen Eröffnung ist 
angeblich die AfD-Mitgliedschaft von Dr. Weyel. 
Die Geschäftsführung wolle nicht, dass Politiker 
der AfD eine Veranstaltung in dem Hause abhalten. 
Eine Mitarbeiterin des Unternehmens behauptet, es 
sei erst am 8. Oktober bekannt geworden, dass die 
Redner auf der Eröffnungsveranstaltung von der 
AfD sind. Sonst wäre die Veranstaltung bereits frü-
her abgesagt worden.

DISKRIMINIERUNG IN WERMELSKICHEN
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Weyel weist das als absurd zurück: „Mein Büro ist 
seit Juli im engen Austausch mit dem Unternehmen. 
Das Unternehmen und der Geschäftsführer Martin 
Niggehoff wussten, wer wir sind.“ Eine PI-NEWS 
vorliegende E-Mail stützt die Aussage von Weyel. 
Bereits am 22. Juli 2020 sicherte dessen Büro dem 
Unternehmen demnach absolute Neutralität zu: 
„Dr. Weyel würde zu einer Eröffnungsveranstal-
tung erscheinen in seiner Rolle als Mandatsträger 
und nicht als Parteipolitiker.“

Weyel fühlt sich durch die kurzfristige Absage dis-
kriminiert und ausgenutzt. „Ich vermute die Ab-
sage der Eröffnungsveranstaltung erfolgte gezielt 
sehr kurz vor dem Aufbau der Ausstellung, damit 
zwar die Eröffnung durch uns entfällt, aber die 
Ausstellung trotzdem stattfindet. An der hochwerti-
gen Wanderausstellung hängt viel Logistik für den 
Transport und den Aufbau. Die Honorarkräfte für 
die Betreuung vor Ort sind gebucht. Das alles bla-
sen wir und der Bundestag natürlich nicht einfach 
ab, nur weil ich jetzt als farbiger Abgeordneter einer 
demokratischen Partei von dem Unternehmen dis-
kriminiert werde. Das Unternehmen hat mich aus-
genutzt, um an eine interessante Ausstellung zu 

kommen und sich selbst zu inszenieren. Eine der-
art schäbige Form von Ausnutzung verbunden mit 
Ausgrenzung und Rassismus habe ich bisher noch 
nicht erlebt.“

(Quelle: PI-News vom 10. Oktober 2020: http://
www.pi-news.net/2020/10/altenheimbetreiber-car-
pe-diem-grenzt-farbigen-bundestagsabgeordneten-
aus/)
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Rede von Prof. Dr. Harald Weyel anlässlich der Veran-
staltung »Europa in Freiheit oder Warum will die EU 
immer mehr Macht« der AfD-Bundestagsfraktion am 
30. Juni 2020 im Deutschen Bundestag.

Sehr verehrte Damen und Herren, ich runde das 
von meinen Vorgängern heute Abend Gesagte 
etwas ab und zwar mit den neuesten Ergebnis-
sen, die einem Schurkenstück in mehreren Akten 
gleichkommen, was die Finanzierung desselben 
betrifft. Darum geht es im Weiteren. Dabei fange 
ich chronologisch mit dem aktuellsten an. Sie alle 
haben es mitbekommen: Zum ersten Mal gab es in 
Deutschland ein Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, das zu einem EU-Vorgang ,,Nein!“ gesagt 
hat. Es hat „Nein“ gesagt zu einem unbegrenzten 
und reichlich unkonditionierten Kauf von Staats-
anleihen.

Zu dem Urteil hat der Bundestagsausschuss für 
Angelegenheiten der Europäischen Union eine An-
hörung gemacht. Es wurden rund zehn Experten 

(Professores der Juristerei und Wirtschaftswissen-
schaften) eingeladen. Und der einzige, der dazu eine 
kritische, eine skeptische Meinung gehabt hat, war 
der von uns benannte Sachverständige. Alle anderen 
haben das Urteil und die Auswirkungen schöngere-
det, haben dem Bundesverfassungsgericht die Auto-
rität abgesprochen und es teils sogar beschimpft. Es 
gab ein regelrechtes „Bashing“ gegenüber den eige-
nen deutschen Institutionen. Die anderen Gutachter 
machten sich lieb Kind gegenüber Brüssel. 

Eine Besonderheit, die unsere Brüsseler Abgeordne-
ten und wir im Zuge des Verfahrens mitbekommen 
haben, war folgende, die sich inzwischen zu einem 
kleinen Skandal entwickelt hat: Am 5. Mai war die 
Urteilsverkündung des höchsten deutschen Ge-
richts. Aber bereits Tage zuvor hatten Teile der Pres-
se, auch der ausländischen Presse, die Information, 
wie das Urteil ausfallen wird. Zusammengefasst 
auf 16 Seiten. So konnte man als Investor schon mal 
seine Dispositionen treffen. Am 7. Juni hat immer-
hin der Berliner Tagesspiegel diesen Vorgang auf-
gegriffen. Von uns hätte er diese „Neuigkeit“ schon 
mehrere Wochen vorher erfahren können. Etwa am 
Tag der offiziellen öffentlichen Anhörung am 25. Mai 
bei meiner Frageeinleitung oder noch expliziter auf 

Europa der Freiheit

Zur Sturmzeit von der Ost- an die Nordsee 
oder grau-bunte Betrachtungen



21

dem Fraktionskanal der AfD am 6. Juni 2020. Zu dem 
Vorgang haben wir Anfragen gestartet - ganz offizi-
ell. Wir werden sehen, wie sie beantwortet werden, 
wenn überhaupt, wahrscheinlich unbefriedigend.
Wir haben damit ein weiteres Beispiel, wie Rechts-
staat und Marktwirtschaft gedehnt werden, wie 
zweifelhafte Methoden Einzug halten, offenbar legal 
oder halblegal und bisher niemand diese Methoden 
kritisiert hat, die einen enormen geldwerten Vorteil 
für diejenigen darstellt, die diese Information vorher 
hatten.

Zurück zum Urteil: Was war die Auflage des Bun-
desverfassungsgerichts an die Institutionen? Das Ge-
richt hat die Darlegung der Verhältnismäßigkeit der 
Ankäufe angemahnt, die innerhalb von drei Mona-
ten erfolgen soll. Aber Papier ist geduldig. Es ist also 
ein halbherziges Urteil, weil das Bundesverfassungs-
gericht ein klares NEIN hätte sagen können - aus 
meiner Sicht - sagen müssen!
Der Ball ist nun weitergereicht im Rahmen der parla-
mentarischen Aufsicht. Bundestag und auch Bundes-
regierung sind gehalten, die Verhältnismäßigkeit des 
Anleihekaufprogramms der EZB zu überprüfen und 
nachzuweisen, dass diese Verhältnismäßigkeit gege-
ben ist. Der Ball wird also hin und her geschoben, 

und Sie ahnen schon wie es ausgehen wird.
Was ist dem vorausgegangen? Was ist der Vorlauf 
dieses Spiels? Wir erinnern uns an die Sache - das 
war ein Jahr bevor Sie, Herr Staatspräsident Klaus, 
es verweigert haben, den ESM zu unterschreiben - 
das war 2012, als Mario Draghi bei einer Londoner 
Pressekonferenz das Mantra ausgab: ,,Whatever it 
takes“. Darauf basiert das Vorhaben OMT - Ou-
tright Monetary Transactions, bei dem man qua-
si unter der Hand unbegrenzt - whatever it takes 
- Anleihen aufkaufen kann, ohne irgendwelche 
Restriktionen. Bereits vorher gab es kleine Pro-
gramme, mal mit drei, mal mit vier Buchstaben. 
Aber dieses OMT hat dann Kläger auf den Plan 
gerufen, sowohl beim Bundesverfassungsgericht 
als auch beim Europäischen Gerichtshof, wo der 
Ball 2014/15 landete. Die Folge dessen war, dass 
gewisse Kriterien an die Hand gegeben wurden, 
denen das OMT unterliegen sollte. Diese Restrik-
tionen waren offenbar für das 2012 initiierte OMT 
derart unattraktiv, dass es nie umgesetzt wurde. 
Stattdessen wurden niedrigschwelligere Aktionen 
durchgeführt.

Das OMT mit immerhin noch vorhandenen Rest-
riktionen und Vorgaben wurde also nie exekutiert. 
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Von 2015 bis 2020 wurde dann das PSPP (Pub-
lic Sector Purchase Programme) ausgeführt, das 
auch Gegenstand der Rechtsprechung des Ver-
fassungsgerichts war, ob insbesondere mit diesem 
Programm eine Staatsfinanzierung und andere 
Verstöße erfolgt seien. Das PSPP, das man unter 
Zugrundelegung angeblicher Kriterien dann um-
setzte, hat dann dazu geführt, dass in fünf Jahren 
die Bilanzsumme der EZB um zusätzliche 2,6 Bil-
lionen Euro gedehnt wurde.
Ging es beim PSPP mit rechten Dingen zu? Wurde 
sich an die immerhin vorhandenen Kriterien gehal-
ten? Eben nur zum Teil - zum geringeren Teil. Der 
eigentliche Skandal ist darin zu sehen, dass trotz 
der Abmahnung, die vom Bundesverfassungsge-
richt erfolgt ist, die teilweise auch aus dem EuGH-
Urteil abzulesen ist, dass eben gewisse Kriterien 
eingehalten werden müssen, aber nicht unbedingt 
werden. Nichts darf unbegrenzt sein, weder in der 
Qualität noch in der Quantität des Markteingriffs.

Beim nächsten Programm, dem PEPP (Pandemie 
Emergency Purchase Programme), das über uns 
kam, rechtfertigt die Pandemie alles und jedes. 
Man wäre ja quasi dumm, wenn man jetzt nicht die 
Gelegenheit nutzen würde und nochmal richtig 

Europa der Freiheit
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draufsattelt. Und das vor einem Hintergrund, und 
das will ich kurz vor Augen führen, dass wir in der 
EU, im laufenden Sieben-Jahres-Plan, der noch gar 
nicht richtig ausgezahlt wurde, ca. 300 Milliarden 
Euro als sogenannten RAL, rest a liquidee, haben. 
Diese Gelder, die im bisherigen Sieben-Jahres-Plan 
drin waren, die irgendwann, irgendwo für irgend-
was zugesagt wurden, sind noch gar nicht abgeru-
fen worden.

Also wenn jetzt eine Notsituation wäre, sollte man 
doch zunächst auf das vorhandene Geld zurück-
greifen, um damit dringend benötigte Nothilfe für 
Medizin, Geräte etc. zu leisten. Dann würde man 
eben das, wofür diese 300 Mrd. geplant sind, zu-
rückstellen. Also das Geld ist da. Man könnte da-
rauf zugreifen; wenn die Not tatsächlich da wäre, 
bräuchte man keine neuen Programme und noch 
mehr Nullen vor dem Komma, weil die alten Gel-
der ja noch nicht aufgebraucht sind.

Darüber hinaus - wir haben es schon gehört - die-
ser „Recovery-Fund“, als ob hier gerade der Krieg 
zu Ende wäre, ist eine französische Idee! Und diese 
500 Mrd., die eben nicht zum Gutteil als lästiger 
Kredit, als Freundschaftsdienst, sondern gleich 
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als Geschenk für seine „wirklich guten Freunde“ 
zur Verfügung gestellt werden sollen, das ist also 
letzten Endes eine Idee Frankreichs (und Trittbrett-
fahren der ,,PIGS“, wie es einmal treffend hieß). 
Also wir haben die 500 Mrd., und dann haben wir 
gehört, da lässt man sich nicht lumpen, und setzt 
nochmal 250 Mrd. drauf. Also es werden nochmals 
750 Mrd. draufgepackt und das vor dem Hinter-
grund, dass wir ohnehin durch das Target2-Sys-
tem schon eine ganze Billion oder tausend Milliar-
den angeschrieben haben.

Deutsche Exporte werden quasi verschenkt, wo 
noch keine Zahlung eingegangen ist - bei den 
Unternehmen jeweils schon, aber nicht volkswirt-
schaftlich verbucht. Ein weiterer Drohverlust von 
einer Billion und damit nicht genug - jetzt nochmal 
750 Mrd. für dieses „PEPP“- Programm, was dann 
vor einigen Wochen nochmal erhöht wurde um 
600 Mrd.; also wir sind bei 1,35 Billionen, die auch 
noch abzuführen sind.

Nebenbei merke ich nochmal an, gibt es noch den 
ESM, der noch bis auf 700 (man hat‘s irgendwie 
mit der Sieben in Europa) wurde. Damit noch mehr 
Geld da ist, was man zum Freundschaftspreis aus-

leihen kann (auch wenn gelegentlich von „Auflagen“ 
die Rede ist). Der Trick dabei ist aber, dass es nicht 
mehr marktwirtschaftlich zugeht, sondern das Geld 
wird jetzt direkt verschenkt mit „Zuschüssen“. Das 
Geld, der Geldsack, wird auf den Tisch gestellt und 
dann kann man sich Projekte ausdenken. Eine völlig 
falsche Strategie, ein völlig falscher Zungenschlag, 
wenn man sieht, wie mit dem alten Geld, mit den 
alten Fonds, schon nicht vernünftig/verantwortlich 
umgegangen wurde.

Wir haben jetzt also hier mehr Geld denn je - bei 
weniger Ideen denn je, wenn man im Wirtschafts-
zusammenhang mal begreifen will, dass es darum 
geht, sich irgendwelche produktiven Sachen aus-
zudenken, also Dienstleistungen und Produkte, die 
andere Leute wirklich kaufen wollen und bereit und 
fähig und willens sind, einen kostendeckenden Preis 
dafür zu zahlen. Da haben wir uns vom marktwirt-
schaftlichen Denken gelöst. Denn es gibt gar nicht so 
viele planwirtschaftliche produktive Ideen! Aber das 
Geld dafür ist schon mal da.

Abschließend eine kurze Anmerkung, was es mit 
diesem Programm wirklich auf sich hat und was der 
Lerneffekt dieses Urteils war? Es geht darum, dass im 

Europa der Freiheit



25

europäischen Notenbanksystem, bitte schön, nicht 
mehr als ein Drittel der Emission eines Emittenten, 
ein Drittel der Neuausgaben von Staatsanleihen von 
Italien, Griechenland, von wem auch immer, der als 
kreditwürdig angesehen wird, gekauft werden darf, 
das war eine Restriktion. Die zweite Restriktion: es 
kann nur gemäß des Kapitalschlüssels gekauft wer-
den. Also die Deutschen sollten von den Anleihen 
maximal 27 Prozent der jeweiligen Emission kaufen, 
die Italiener, Spanier und Franzosen landen bei etwa 
20 Prozent. Die Notenbanken dürfen eigentlich nicht 
mehr als dem Kapitalschlüssel entsprechende Anlei-
hen des eigenen Staates kaufen. Ein weiterer wich-
tiger Punkt ist die Befristung der Angelegenheit. Es 
gibt kein Halten bis zum Ende. Der Marktzugang der 
emittierenden Staaten soll gewährleistet sein. Staa-
ten, die schon mitten in der Krise drin sind oder für 
gesund erklärt werden, wie Griechenland zum Bei-
spiel- ,, Hurra, wir sind wieder an den Kapitalmarkt 
zurückgekehrt!“-, zählen eigentlich nicht.

Diese Restriktionen wurden mehr und mehr aufge-
hoben. Sie sind im „PSPP“, was der Rechtsprechung 
unterlag, halbherzig umgesetzt worden, aber immer-
hin spielten sie eine Rolle. Man hat sich dazu bekannt, 
dass man sie einhalten wollte und dass das nicht pas-

sieren sollte, was jetzt mit dem neuen Programm 
ins Schaufenster gestellt ist. Wir müssen jetzt beim 
„PEPP“ aber damit rechnen, dass 100 Prozent der 
Anleihen eines Staates, nennen wir es mal eines 
Wackelstaates, am Ende in den Händen aller lan-
den, jenseits von Kapitalproporz etc. Genau diese 
Richtung wurde jetzt von Madame Lagarde ange-
stoßen, indem sie quasi schon vorab die völlige Be-
dingungslosigkeit des erneuten Aufkaufs von An-
leihen erklärte. Es ist überhaupt keine Rede mehr 
von Kapitalschlüssel, Ein-Drittel-Regelung, regu-
lärem Marktzugang etc. Es ist die Unterdrückung 
des Marktes, über die Unterdrückung des Zinses, 
in dem Fall der Zinswirkung, es kommt der Aus-
setzung der Schwerkraft gleich.

In diesem Sinne hoffen wir, dass die Schwerkraft 
das für uns erledigt. Und ich übergebe an meinen 
Kollegen Norbert Kleinwächter, der die Modera-
tion in der Podiumsdiskussion übernimmt. Danke 
schön.
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Statistik

Jedes Mitglied des Bundestages ist berechtigt, in jedem 
Monat bis zu vier Fragen zur schriftlichen Beant-
wortung an die Bundesregierung zu richten. [...] Die 
Fragen werden von der Bundesregierung binnen einer 
Woche nach Eingang beim Bundeskanzleramt be-
antwortet. Die während einer Woche eingegangenen 
Antworten werden in der folgenden Woche zusammen 
mit den Fragen in einer Drucksache veröffentlicht. (Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestags, Anlage 4, 
Nr. 12 und 13)
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150 Jahre Deutsches Reich!

Für den Bundestagspräsidenten Kai-Uwe von 
Hassel (CDU) war es vor fünfzig Jahren noch eine 
Selbstverständlichkeit, an die Gründung des Deut-
schen Reiches am 18. Januar 1871 zu erinnern. In 
der Plenarsitzung vom 20. Januar 1971 sagte er: 
„Mancher wird sich die Frage stellen, ob es nach 
allem, was in den letzten hundert Jahren geschah, 
angebracht ist, dieses Tages in einer besonderen 
Form zu gedenken. Ich denke dabei vor allem an 
den Teil der jüngeren Generation, dem es schwer-
fällt, ein unmittelbares Verhältnis zur deutschen 
Geschichte zu finden, das pauschale Urteile ver-
meidet.“ 

Er kam jedoch zu dem Schluss, dass es eben eine 
„Selbstverständlichkeit“ sei, dass der Deutsche 
Bundestag dieses Tages gedenkt, weil das Ereignis 
der Reichsgründung, wie alle anderen Ereignisse 
unserer Geschichte, „als historisches Erbe ange-
nommen“ werden muss. Er schloss seine Anspra-
che mit dem Hinweis auf das Grundgesetz, nach 
dessen Präambel das ganze Volk aufgerufen ist, in 
„freier Selbstbestimmung die Einheit und die Frei-
heit Deutschlands zu vollenden. Diesen Zielen, 
der Einigkeit, dem Recht und der Freiheit für alle 

Gedanken
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Deutschen mit den Mitteln und den Möglichkeiten 
unserer Zeit zu dienen, ist Aufgabe unserer Politik 
und Sinn unseres Gedenkens an die Gründung des 
Deutschen Reiches vor einhundert Jahren.“ 

Mit Blick auf das Jahr 1990 könnten wir uns jetzt 
zurücklehnen und sagen: Diese Mission ist er-
füllt, zumindest teilweise. Wozu sich also noch 
mit einem Erbe belasten, das in den letzten fünf-
zig Jahren konsequent schlechtgeredet wurde? 
Wozu an etwas gedenken, das angeblich der An-
fang eines verhängnisvollen Sonderwegs war, der 
Deutschland in die totale Niederlage von 1945 
führte? Unser Blick soll nach vorne gehen, auf die 
europäische Einigung, da stören solche offensicht-
lich Gedenktage nur. Konsequenterweise hat die 
Deutsche Post dem Datum daher auch keine Son-
derbriefmarke mehr gewidmet, was sie 1971 noch 
selbstverständlich tat – obwohl der Bundeskanzler 
damals Willy Brandt hieß, dem man wahrlich kei-
ne übertriebenen Sympathien für das Kaiserreich 
nachsagen kann. Rückblickend scheint die Welt 
damals, zumindest geschichtspolitisch, noch eini-
germaßen intakt gewesen zu sein.

Heute ist das etabliert, was Kai-Uwe von Hassel 
damals bei einem Teil der jüngeren Generation 



30

vermutete: Das Kaiserreich wird verdunkelt, um 
die Gegenwart möglichst hell erstrahlen zu lassen. 
Einzelne Lichtblicke, die dort den Beginn von De-
mokratisierung (gleiches Wahlrecht!) und Eman-
zipation (Arbeitergesetzgebung) sehen, verlieren 
sich im Dunkel von Obrigkeits- und Machtstaat, 
„Blut und Eisen“-Rhetorik und Bismarck-Kult. 
Solche wohlwollenden Deutungen führen dabei 
ebenso in die Irre wie die böswilligen, weil auch 
sie die Gegenwart zum Maß aller Dinge erheben! 
Weder das gleiche Wahlrecht den bundesrepubli-
kanischen Parteienstaat antizipieren, noch sollte 
hat die Arbeitergesetzgebung den europäischen 
Umverteilungsapparat zu verantworten! Das hat 
Bismarck nicht gewollt!
Was das deutsche Volk und seine Repräsentanten 
damals wollten, war die deutsche Einheit, einen 
wehrhaften Staat und den sozialen Frieden. All das 
ist 1871 im deutschen Nationalstaat Wirklichkeit 
geworden, gegen den sich der gegenwärtige nicht 
wie eine Lichtgestalt, sondern wie ein dürftiger 
Schatten ausnimmt! Die Erinnerung an diesen lich-
ten Moment deutscher Geschichte soll ausgelöscht 
werden, nicht zuletzt um die Erinnerung daran zu 
tilgen, dass man in Europa über vierzig Jahre fried-
lich leben konnte, ohne einen europäischen Super-
staat. 

Gedanken
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Die „Vereinigten Staaten von Deutschland“ sind 
1871 von der Mehrheit der Deutschen begrüßt 
worden, nur bei einigen Fürsten musste nachge-
holfen werden. Das Deutsche Reich könnte daher 
eine Blaupause für die europäische Einigung ab-
geben, wenn nicht eine Europäische Sowjet-Union, 
sondern die Vereinigten Staaten von Europa das 
erklärte Ziel unserer Politiker wären. Insofern ist 
es vielleicht besser, dass sie schweigen und nicht 
noch das zweite Deutsche Reich vor ihren Karren 
spannen.

Das Jubiläum der Reichsgründung gibt uns An-
lass, auf verschiedenen Feldern kritisch auf die 
Gegenwart zu blicken. Ich will hier nur kurz auf 
die Gewerbefreiheit verweisen, der durch die Co-
rona-Maßnahmen gegenwärtig der Erstickungstod 
droht. 1871 kamen alle deutschen Landesteile in 
den Genuss einer Regelung, die sich seit den Preu-
ßischen Reformen am Anfang des 19. Jahrhunderts 
als Grundlage für den Aufstieg Preußens zu einer 
Industriemacht erwiesen hatten. Die Gewerbe-
freiheit, so umstritten sie anfänglich war, hat den 
Wirtschaftsaufschwung des Kaiserreiches maß-
geblich befördert. Und es ist ein sicheres Zeichen 
für die Krankheit der Gegenwart, dass sie derzeit 
abgeschafft ist.




